Leasing
I. Formen des Leasings
1. Finanzierungsleasing


• „Dreiecks-Beziehung“ zwischen Hersteller, Leasinggeber und Leasingnehmer:
Der LG erwirbt eine vom LN ausgewählte Sache zu Eigentum und kann dann vollständige Amortisation seiner Kosten vom LN ersetzt verlangen


• (analoge) Anwendung der mietrechtlichen Vorschriften als Ausdruck der Hauptleistungspflichten: Gebrauchsüberlassung auf Zeit; 

nach aA ist ein Vertrag sui generis gem. §311 BGB anzunehmen 

• fällt unter „Finanzierungshilfen“ im BGB

• Immobilienleasing ist eine Spezialform des Finanzierungsleasings, auf lange Vertragsdauer ausgerichtet;
Enthält in der Regel eine Kaufoption, die durch eine Vormerkung abgesichert wird


→ Inhalt des Vertrages: Beziehungen der Parteien untereinander

• dem LN kann (auch durch AGB) die Gefahr des zufälligen Untergangs der Sache aufgebürdet werden. Begründet wird dies damit, dass eine vergleichbare Interessenlage zu §446 I BGB bestehe, weil der LN das Leasing schließlich zur Finanzierung der Sache nutze und ab Übergabe für diese auch verantwortlich sei;

einen evtl. entstehenden Schaden kann der LN gem. §823 I BGB ggü. dem Schädiger geltend machen (→ Haftungsschaden, vgl. Fall im AS-Jahreskurs „Streetfighter“)

• der Ausschluss der Mängelhaftung durch den LG (in AGB) verstößt nicht gegen §309 Nr.8b BGB, weil hier nur Werk- und Kaufverträge erfasst werden, also auf den endgültigen Erwerb einer Sache gerichtete Verträge;
allerdings ist ein gänzlicher Haftungsausschluss des LG nur zulässig, wenn gleichzeitig die kaufrechtlichen Ansprüche gegen den Hersteller an den LN abgetreten werden

• tritt der LN wirksam vom KV zurück, so entfällt gem. §313 BGB die Geschäftsgrundlage für den Leasingvertrag; dieser wird nach den §§346 ff. BGB abgewickelt 

→ erhebt der LN Klage gegen den Verkäufer, begründet dies ein Leistungsverweigerungsrecht ggü. dem LG (z.T. wird diese Einrede schon bei Erklärung des RT angenommen)



→ LN bekommt seine Raten zurück

→ LN wird von der Verpflichtung aus dem LeasingV für die Zukunft frei

• §500 BGB ordnet die Anwendung einiger Vorschriften über den Verbraucherdarlehensvertrag auch für den Finanzierungsleasingvertrag an; aus der entsprechenden Anwendung ergibt sich:

  
- der Leasingvertrag bedarf der Schriftform, §492 Abs.1 BGB; 

- dem Leasingnehmer steht über §495 Abs.1 BGB das Widerrufsrecht des §355 BGB zu (Verbrauchervertrag); 

- auch hinsichtlich des Einwendungsverzichts, der Behandlung von Verzugszinsen und der einschränkenden Anforderungen an eine Gesamtfälligkeitsstellung gilt das für den Verbraucherdarlehensvertrag Ausgeführte entsprechend

2. Operatingleasing

kurzfristige oder jederzeit kündbare Gebrauchsüberlassung einer Sache; Anwendung des Mietrechts.

Überwiegend wird das Operatingleasing als gewöhnlicher Mietvertrag eingeordnet. Hinzukommen kann aber bei diesem Vertrag noch ein weiteres „Leistungspaket“, welches sich z.B. auf Wartung, Einweisung und Reparaturen erstreckt.

3. Herstellerleasing

• Identität von Leasinggeber und Hersteller; aufgrund mangelnden Dreiecks keine Einordnung bei Finanzierungshilfen 
• in der Regel als Mietvertrag oder Teilzahlungskauf (bei Kaufoption)/ Finanzierungskauf eingeordnet

II. Examensrelevanz

Aufgrund seiner praktischen Bedeutung und der komplizierten Ausgestaltung durch AGB und entsprechender, ergänzender Anwendung des Mietrechts ist der Finanzierungsleasingvertrag die für das Examen interessanteste Variante.

III. Sonderformen des Leasings


1. „cross –boarder –leasing“ 

Kommunalabgabenrecht: kommunales Anlagevermögen wird an einen speziell gegründeten Trust nach US-amerikanischem Recht vermietet und zugleich von der Gemeinde zurückgepachtet (Leasing). Aus deutscher Sicht ändert sich durch diese Verträge an den Eigentumsverhältnissen nichts. Die Kommune (Leasingnehmer) bleibt rechtlicher und wirtschaftlicher Eigentümer der Anlage. Aus US-Sicht aber ist der US-Investor (Leasinggeber) mit dem ersten Leasingvertrag wirtschaftlicher Eigentümer der Anlage geworden. Er hat die Anlage zu bilanzieren, kann aber im Gegenzug seinen Zinsaufwand und die Abschreibungen (Wirtschaftsgüter, Bewertung von) für die »Investition« steuerlich geltend machen. Infolgedessen tritt bei ihm ein erheblicher Steuerstundungseffekt ein. Den daraus entstehenden Nettobarwertvorteil (unter 10% des Transaktionsvolumens) teilt der US-Investor mit der deutschen Kommune.


2. „sale and lease back“

Kommunalabgabenrecht: Veräußerung von Sachen des kommunalen Anlagevermögens an einen privaten Investor und deren sofortige Rückpacht (Leasing). Der Verkaufserlös dient der Entlastung des kommunalen Haushalts, d.h. der Umwandlung von Anlagegütern in Liquidität. Der private Erwerber erhält über Jahrzehnte den Pachtzins, in dem dessen Kapitalkosten und ein Gewinnzuschlag einkalkuliert sind. Gleichzeitig senkt er durch Abschreibungen (Wirtschaftsgüter, Bewertung von) und kalkulatorische Zinsen seine Steuerlast. Den Pachtzins stellt die Kommune soweit möglich in ihre Abgabenkalkulation ein (Abgaben, kommunale), sodass zum Zweck der einmaligen Haushaltsentlastung die künftigen Abgabenzahler auf lange Zeit belastet werden. Die Zulässigkeit dieser Veräußerungsgeschäfte mit gemeindlichen Vermögensgegenständen, die auf absehbare Zeit für die kommunale Aufgabenerfüllung benötigt werden (vgl. §90 Abs.1 GO), ist umstritten. 

